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Verfassungsschutz: Maaßen warnt vor
Missbrauch gegen die AfD

Hans-Georg Maaßen kritisiert die AfD-Einstufung durch den
Verfassungsschutz und fördert eine Debatte über

politischen Missbrauch.

Münster, Deutschland - Die Diskussion über die
Hoheinstufung der Alternative für Deutschland (AfD) als
„gesichert rechtsextremistisch“ durch den Verfassungsschutz
nimmt an Intensität zu. Hans-Georg Maaßen, ehemaliger
Präsident des Bundesverfassungsschutzes, äußert in einem
aktuellen Beitrag, dass diese Entscheidung dazu führen könnte,
den Inlandsgeheimdienst zur Bekämpfung einer politischen
Opposition zu instrumentalisieren. Maaßen warnt vor einem
möglichen Missbrauch der Behörde, die ihrer Aufgabe nach
Gefahren für die demokratische Ordnung erkennen und
bekämpfen soll. Kritiker bezeichnen die Behörde als
parteipolitisch gesteuert und verweisen auf das Risiko, dass
politisch unerwünschte Gruppen gezielt ins Visier genommen



werden, anstatt einer neutralen Beobachtungsinstitution zu
dienen. 

Die Einstufung der AfD folgt der Logik, dass Extremismus
unabhängig von der politischen Ausrichtung abgeworfen werden
muss. Maaßen und andere Parteien argumentieren, dass eine
solche Beobachtung der AfD nicht nur die Neutralität des
Verfassungsschutzes in Frage stellt, sondern auch die
grundlegenden demokratischen Prinzipien gefährdet. Ein von
ihm gefordertes Verbot zur Beobachtung politischer Parteien
könnte den Weg zu einem transparenten Umgang mit dem
Verfassungsschutz ebnen. Freilich-Magazin berichtet, dass
Gerichtsentscheidungen und das Bestreben anderer Parteien,
die AfD von parlamentarischen Kontrollgremien auszuschließen,
die Spaltung in der politischen Landschaft verstärken. 

Politische Reaktionen und
Herausforderungen

Die AfD selbst wehrt sich vehement gegen die Vorwürfe und
fordert die Offenlegung der Beweise durch den
Verfassungsschutz, wie der stellvertretende Bundessprecher
Gottschalk äußert. Er bezeichnet die Anschuldigungen als haltlos
und sieht die Partei als Opfer einer politischen Diskreditierung.
Co-Vorsitzender Chrupalla warnt vor einer Diffamierung der AfD,
die in den Rahmen einer breiten politischen Auseinandersetzung
passt. Angesichts dieser Spannungen denken die Bundesländer
Hessen und Bayern darüber nach, welche Folgen die Einstufung
für Staatsbedienstete haben könnte. In Hessen betont der
Innenminister Poseck die Wichtigkeit, dass Mitarbeiter sich für
die freiheitlich-demokratische Grundordnung einsetzen. 

Eine Debatte über mögliche Rechtsfolgen für die AfD,
einschließlich eines Verbots, wird unter den Ressortchefs der
Länder geführt. Bundesländer wie Nordrhein-Westfalen fordern
ebenfalls ein härteres Vorgehen gegen die AfD, wobei die
Landtagsfraktionschefin der Grünen in NRW ein AfD-
Verbotsverfahren fordert. Dagegen argumentiert der FDP-

https://www.freilich-magazin.com/politik/verfassungsschutz-warum-wir-nicht-von-missbrauch-oder-instrumentalisierung-sprechen-sollten


Vorsitzkandidat Dürr, dass die AfD stattdessen politisch
bekämpft werden sollte, ohne auf juridische Maßnahmen
zurückzugreifen, da vergangene Verbotsverfahren gegen
Organisationen wie die NPD gescheitert sind. Deutschlandfunk
berichtet über die steigenden Forderungen nach einem
effektiveren Umgang mit der AfD. 

Zahlen und Fakten zu Rechtsextremismus

Die Thematik wird durch alarmierende Statistiken zum
Rechtsextremismus in Deutschland untermauert. Im Jahr 2023
registrierte der Verfassungsschutz ca. 40.600
rechtsextremistische Personen und einen Anstieg der
rechtsextremistischen Straftaten auf 25.660 Delikte. Dies stellt
eine Steigerung um 22,4 % im Vergleich zum Vorjahr dar.
Besonders besorgniserregend sind die 1.148 gewalttätigen
Vorfälle, ein Anstieg um 13 % im Vergleich zu 2022. Diese
Entwicklungen zeigen, dass die gesellschaftliche
Herausforderung, die von rechtsextremen Gruppierungen
ausgeht, weiterhin für politische und gesellschaftliche
Spannungen sorgt. Der Verfassungsschutz hebt hervor, dass
das Themenfeld „Migration und Asyl“ zunehmend von
Rechtsextremisten instrumentalisierte wird.

Insgesamt ist die Auseinandersetzung um die Einstufung der AfD
und den Umgang mit rechtsextremen Tendenzen in Deutschland
ein kritisches Thema, das tief in die politischen Strukturen und
gesellschaftlichen Debatten eingebettet ist. Der
Verfassungsschutz wird dabei weiterhin im Fokus stehen, ob er
als neutrale Instanz agieren kann oder ob sich der Verdacht der
Instrumentalisierung verhärtet.
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